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Das Europäische Parlament,

 unter Hinweis auf Artikel 51 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass in Erklärung Nr. 23 zur Zukunft der Union im Anhang zum Vertrag von 
Nizza einstimmig festgelegt wurde, „…dass nach diesen Vorarbeiten 2004 erneut eine Konferenz 
der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten einberufen wird, die die vorstehend genannten 
Fragen im Hinblick auf die entsprechenden Vertragsänderungen behandelt“,

B. in Anbetracht der ausschlaggebenden Bedeutung einer Erweiterung um mehr als 
10 Mitgliedstaaten, deren Mitgliedschaft erst nach Mai 2004 wirksam wird, 

C. in der Erwägung, dass seit März bereits in Malta, Slowenien, Ungarn, Litauen und der Slowakei 
Referenden abgehalten wurden und dass im Juni in Polen und der Tschechischen Republik sowie 
im September in Estland und Lettland weitere Referenden stattfinden werden, die auf den aus der 
letzten Reform hervorgegangenen Verträgen (d.h. dem Vertrag von Nizza) beruhen,

D. in Anbetracht der Kontroverse, die sich zum Ende des Konvents und bis zum Vorliegen seiner 
endgültigen Vorschläge abzeichnet,

E. in der Erwägung, dass es angemessen wäre, wenn die endgültigen Vorschläge des Konvents in 
allen Nationen der erweiterten EU einer umfassenden und eingehenden demokratischen Debatte 
unterzogen würden, und wenn die Bürger der Mitgliedstaaten bei den Europawahlen im Juni 2004 
ihre Ansichten zu diesem Entwurf frei zum Ausdruck bringen könnten,

F. in der Erwägung, dass die Vorverlegung der Regierungskonferenz die Glaubwürdigkeit der 
Beitrittsreferenden und auch den freien, demokratischen und offenen Charakter der Europawahlen 
2004 beeinträchtigt,

1. stellt fest, dass die Garantien für den im Vertrag von Nizza vereinbarten Zeitplan nicht 
eingeschränkt, ignoriert und gefährdet werden dürfen und dass die Regierungskonferenz 
keinesfalls einberufen werden sollte, bevor die neuen Mitgliedstaaten die vollständige 
Mitgliedschaft besitzen;

2. ist der Auffassung, dass die Vorverlegung der Regierungskonferenz einen Verstoß gegen die 
Erklärung Nr. 23, eine Geste der mangelnden Loyalität gegenüber den neuen Mitgliedstaaten und 
einen für die Demokratie in Europa sehr schädlichen Schritt darstellen würde;

3. verlangt, dass die endgültigen Vorschläge des Konvents vor den Europawahlen 2004 einer 
eingehenden und angemessenen demokratischen Debatte unterzogen werden, und fordert die 
Staats- und Regierungschefs auf, die Regierungskonferenz erst nach den Wahlen einzuberufen, 
damit das Ergebnis der Befragung der Bürger berücksichtigt werden kann;

4. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner dem Rat, der 
Kommission, den Staatschefs, den Regierungschefs und den Mitgliedern der Parlamente der 
Mitgliedstaaten und der Beitrittsländer zu übermitteln.


